
62. Jahrgang Nr. 3 Berlin, den 31. Januar 2006 A 3227 A

Gesetz- und
Verordnungsblatt �
Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin · Herausgeber: Senatsverwaltung für Justiz

37
I n h a l t
6. 12. 2005 Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplanes XX-196 im Bezirk Reinickendorf, Ortsteil Konradshöhe 38

17. 1. 2006 Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans III-204 im Bezirk Mitte, Ortsteil Wedding  . . . . . . . . . . 39

20. 1. 2006 Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans XIV-248 im Bezirk Neukölln, Ortsteil Buckow  . . . . . . 40

24. 1. 2006 Verordnung über die Erprobung des „Begleiteten Fahrens ab 17 Jahre“ (BF 17 – Erprobungsverordnung) . . . .
9231-1

41

23. 1. 2006 Siebente Verordnung zur Änderung der Kehr- und Überprüfungsgebührenordnung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
7138-2

41

23. 1. 2006 Bekanntmachung über das Inkrafttreten des Dritten Staatsvertrages über die Änderung des Landesplanungs-
vertrages . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
230-1-c

42

13. 1. 2006 Berichtigung des Gesetzes über die Feststellung des Haushaltsplans von Berlin für die Haushaltsjahre 2006
und 2007 (Haushaltsgesetz 2006/2007 – HG 06/07) vom 19. Dezember 2005 (GVBl. S. 774)  . . . . . . . . . . . . . 42

13. 1. 2006 Berichtigung des Landes-Immissionsschutzgesetzes Berlin (LImSchG Bln) vom 5. Dezember 2005 (GVBl.
S. 735) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
2190-7

42
A b k ü r z u n g e n :  GVBl. = Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin, VOBl. = Verordnungsblatt für Berlin Teil I bzw. Teil II, BGBl. = Bundesgesetzblatt Teil I, II bzw. III,
GVABl. = Gesetz-, Verordnungs- und Amtsblatt für Berlin, GBl. = Gesetzblatt der DDR Teil I bzw. Teil II, ABl. = Amtsblatt für Berlin



38 Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 62. Jahrgang Nr. 3 31. Januar 2006
Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplanes XX-196

im Bezirk Reinickendorf, Ortsteil Konradshöhe

Vom 6. Dezember 2005
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), geändert
durch Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818,
1824), in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und mit § 11 Abs. 1 des Geset-
zes zur Ausführung des Baugesetzbuchs vom 7. November 1999
(GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November
2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan XX-196 vom 22. Februar 1999 für das Grund-
stück Beatestraße 29 / Theresenweg 9B und C im Bezirk Reinicken-
dorf, Ortsteil Konradshöhe, wird festgesetzt.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Reini-
ckendorf von Berlin, Bau-, Grundstücks- und Gebäudemanagement,
Fachbereich Vermessung, eine beglaubigte Abzeichnung des Bebau-
ungsplans kann beim Bezirksamt Reinickendorf von Berlin, Bau-,
Grundstücks- und Gebäudemanagement, Fachbereich Stadt- und
Regionalplanung, während der Dienststunden kostenfrei eingesehen
werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss

1. eine Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften, die in
§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs bezeichnet
sind, 

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Reinickendorf von Berlin schriftlich gel-
tend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist
darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist werden die in
Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Abs. 1 des Bau-
gesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung
des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 6. Dezember 2005

Bezirksamt Reinickendorf von Berlin

Marlies W a n j u r a Dr. Michael W e g n e r

Bezirksbürgermeisterin Bezirksstadtrat
für Bau-, Grundstücks-

und Gebäudemanagement
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans III-204

im Bezirk Mitte, Ortsteil Wedding

Vom 17. Januar 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824),
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und mit § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan III-204 vom 3. April 1992 mit Deckblatt vom
21. April 2005 für eine Teilfläche des Grundstücks Afrikanische
Straße 123, 125, Petersallee 29 (Kolonie Klein-Afrika) sowie für
einen Teilabschnitt der Windhuker Straße und eine Teilfläche der
Afrikanischen Straße im Bezirk Mitte, Ortsteil Wedding, wird fest-
gesetzt. Er ändert teilweise den durch Verordnung über die Festset-
zung des Bebauungsplans III-135 im Bezirk Wedding vom 30. De-
zember 1974 (GVBl. S. 397) festgesetzten Bebauungsplan.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Mitte
von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Vermessungsamt, beglau-
bigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt
Mitte von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Fachbereich Stadt-
planung und Fachbereich Bau- und Wohnungsaufsicht, während der
Dienststunden kostenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-
sen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Mitte von Berlin schriftlich geltend
machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist
darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Fristen werden die
in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Abs. 1 des Bau-
gesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung
des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 17. Januar 2006

Bezirksamt Mitte von Berlin

Z e l l e r D. D u b r a u

Bezirksbürgermeister Bezirksstadträtin
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XIV-248

im Bezirk Neukölln, Ortsteil Buckow

Vom 20. Januar 2006
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818, 1824)
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 und mit § 11 Abs. 1 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Novem-
ber 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan XIV-248 vom 2. Februar 2005 für die
Grundstücke Marienfelder Chaussee 34, In den Gärten 4/10A, 24/42
(teilweise) und 44/64, Bienwaldring 30/38 (teilweise) sowie für die
Straße In den Gärten im Bezirk Neukölln, Ortsteil Buckow, wird
festgesetzt. Er ändert teilweise den durch Verordnung über die Fest-
setzung des Bebauungsplans XIV-68a im Bezirk Neukölln, Ortsteil
Buckow, vom 11. November 1976 (GVBl. S. 2598) festgesetzten
Bebauungsplan.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Neu-
kölln von Berlin, Abteilung Bauwesen, Fachbereich Vermessung,
beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Be-
zirksamt Neukölln von Berlin, Abteilung Bauwesen, Fachbereiche
Stadtplanung und Bau- und Wohnungsaufsicht, kostenfrei eingese-
hen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-
sen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr.1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung
gegenüber dem Bezirksamt Neukölln von Berlin schriftlich geltend
machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist
darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist werden die
in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Abs. 1 des Bau-
gesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung
des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 20. Januar 2006

Bezirksamt Neukölln von Berlin

Heinz B u s c h k o w s k y St. Vo g e l s a n g

Bezirksbürgermeister Bezirksstadträtin
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Verordnung
über die Erprobung des „Begleiteten Fahrens ab 17 Jahre“

(BF 17 – Erprobungsverordnung)

Vom 24. Januar 2006

Auf Grund des § 6e Abs. 2 Satz 1 des Straßenverkehrsgesetzes in
der Fassung vom 5. März 2003 (BGBl. I S. 310, 919), das zuletzt
durch Gesetz vom 14. August 2005 (BGBl. I S. 2412) geändert wor-
den ist, wird verordnet:

§ 1

Im Land Berlin kann von der Möglichkeit, eine Fahrerlaubnis der
Klassen B und BE nach Maßgabe der §§ 48a und 48b der Fahr-
erlaubnis-Verordnung vom 18. August 1998 (BGBl. I S. 2214), die
zuletzt durch Artikel 5 der Verordnung vom 22. Dezember 2005
(BGBl. I S. 3716) geändert worden ist, zu erteilen, Gebrauch ge-
macht werden.

§ 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des
31. Dezember 2010 außer Kraft.

Berlin, den 24. Januar 2006

Der Senat von Berlin

Klaus W o w e r e i t Ingeborg J u n g e - R e y e r

Regierender Senatorin 
Bürgermeister für Stadtentwicklung

Siebente Verordnung
zur Änderung der Kehr- und Überprüfungsgebührenordnung

Vom 23. Januar 2006

Auf Grund des § 24 Abs. 1 des Schornsteinfegergesetzes in der
Fassung vom 10. August 1998 (BGBl. I S. 2071), zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 24. Dezember 2003 (BGBl. I
S. 2934), in Verbindung mit § 1 der Verordnung zur Übertragung von
Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen auf dem
Gebiet des Schornsteinfegerwesens vom 21. September 1995 (GVBl.
S. 615) wird verordnet:

Artikel I

In § 1 Abs. 3 Nr. 1 der Kehr- und Überprüfungsgebührenordnung
in der Fassung vom 14. Januar 1999 (GVBl. S. 55), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 20. Januar 2004 (GVBl. S. 24), wird der
Betrag „0,86 €“ durch den Betrag „0,89 €“ ersetzt.

Artikel II

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 23. Januar 2006

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung

Ingeborg J u n g e - R e y e r
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Bekanntmachung
über das Inkrafttreten des Dritten Staatsvertrages
über die Änderung des Landesplanungsvertrages

Die Ratifikationsurkunden des Landes Berlin und des Landes
Brandenburg zu dem am 27. Oktober 2005 unterzeichneten Dritten
Staatsvertrag über die Änderung des Landesplanungsvertrages
(GVBl. S. 747) wurden am 13./16. Januar 2006 ausgetauscht.

Der Staatsvertrag tritt damit gemäß seinem Artikel 2 am
1. Februar 2006 in Kraft.

Berlin, den 23. Januar 2006

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t

Berichtigung
des Gesetzes über die Feststellung des Haushaltsplans von Berlin

für die Haushaltsjahre 2006 und 2007
(Haushaltsgesetz 2006/2007 – HG 06/07)
vom 19. Dezember 2005 (GVBl. S. 774)

Vom 13. Januar 2006

Die Anlage zum Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans
von Berlin für die Haushaltsjahre 2006 und 2007 (Haushaltsgesetz
2006/2007 – HG 06/07) vom 19. Dezember 2005 (GVBl. S. 774) ist
wie folgt zu berichtigen:

In den Haushaltsübersichten 2006 und 2007 des Gesamtplans
muss es jeweils in der Aufstellung nach Bezirken statt „Steglitz-Wil-
mersdorf“ richtig „Steglitz-Zehlendorf“ lauten.

Berlin, den 13. Januar 2006

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Walter M o m p e r

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t

Berichtigung
des Landes-Immissionsschutzgesetzes Berlin

(LImSchG Bln) vom 5. Dezember 2005 (GVBl. S. 735)

Vom 13. Januar 2006

Das Landes-Immissionsschutzgesetz Berlin (LImSchG Bln) vom
5. Dezember 2005 (GVBl. S. 735) ist wie folgt zu berichtigen:

In der Inhaltsübersicht muss die Angabe zu § 9 statt „Begrenzung
von öffentlichen Staubemissionen“ richtig „Begrenzung von Staub-
emissionen“ lauten.

Berlin, den 13. Januar 2006

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Walter M o m p e r

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
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